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Wir weisen darauf hin, dass Rundungsdifferenzen zu den sich mathematisch genau ergebenden Werten (Geldeinhei-
ten, Prozentangaben usw.) auftreten können. 
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An die PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG), Dresden 

1 Auftrag 

Mit Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 1. April 2014 wurde über das Vermögen der 
PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 2012 Future Business PLUS AG) das Insolvenzverfahren 
eröffnet und Herr Rechtsanwalt Frank-Rüdiger Scheffler zum Insolvenzverwalter bestellt. 

Der Insolvenzverwalter der 

PROSAVUS AG i. Ins., Dresden, Dresden, 
– im Folgenden auch kurz „PROSAVUS“ oder „Gesellschaft“ genannt – 

hat uns aufgrund der beim Oberlandesgericht Dresden anhängigen Verfahren zur Feststellung 
der Nichtigkeit der Vorjahresabschlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 
2012 (AZ: 8 U 89/16, AZ: 8 U 1086/16 sowie AZ: 8 U 804/17) mit der Neuerstellung des durch 
die Hauptversammlung der Gesellschaft am 11. September 2013 festgestellten Jahresab-
schlusses 2013 der Gesellschaft zum 31. März 2013 beauftragt. 

Unter Berücksichtigung dieser Umstände haben wir bei diesem Bericht die Grundsätze zur 
Berichterstattung des IDW Standards: Grundsätze für die Erstellung von Jahresabschlüssen 
(IDW S 7) beachtet. 

Daneben haben wir IDW RS HFA 17 hinsichtlich der Auswirkungen einer Abkehr von der Going-
Concern-Prämisse auf den handelsrechtlichen Jahresabschluss beachtet. Bei der Beurteilung 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit wurden die Regelungen des IDW-Prüfungsstan-
dards IDW PS 270 Tz. 2 (8) berücksichtigt. 

Dem Auftrag liegen die als Anlage 3 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirt-
schaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 zu-
grunde. Unsere Haftung richtet sich nach Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen. Im Ver-
hältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßge-
bend. 

Daneben wurden wir beauftragt, die rechtlichen Grundlagen der Gesellschaft darzustellen. Die 
entsprechende Anlage ist diesem Bericht beigefügt. 
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2 Grund der Einschränkung 

Gegen die Vorjahresabschlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2012 sind 
beim Oberlandesgericht Dresden Verfahren zur Feststellung der Nichtigkeit anhängig (AZ: 8 U 
89/16, AZ: 8 U 1086/16 sowie AZ: 8 U 804/17). Wesentlicher Grund für die Nichtigkeit des ur-
sprünglichen Jahresabschlusses sind Verstöße gegen Bewertungsvorschriften und die sich hie-
raus ergebenden wesentlichen Auswirkungen auf das Jahresergebnis der Gesellschaft. 

Der vorliegende Jahresabschluss ist demnach ebenfalls unter Korrektur der Verstöße gegen 
Ansatz- und Bewertungsvorschriften, nach den vorgelegten Unterlagen, unter Berücksichtigung 
der erteilten Auskünfte, nach den gesetzlichen Vorschriften und nach den innerhalb dieses Rah-
mens liegenden Anweisungen des Auftraggebers zur Ausübung bestehender Wahlrechte neu 
zu erstellen. Daneben sind die vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise durch Be-
fragungen und analytische Beurteilung auf ihre Plausibilität hin zu beurteilen, um mit einer ge-
wissen Sicherheit ausschließen zu können, dass diese nicht ordnungsgemäß sind. 

Aufgrund der eingetretenen Insolvenz der Gesellschaft, der Beschlagnahme der Geschäfts-
unterlagen durch die Staatsanwaltschaft und der Tatsache, dass insbesondere der bislang in der 
Gesellschaft für die Erstellung der Buchhaltung und der Jahresabschlüsse zuständige Vorstand 
und Mitarbeiter sowie externe Dienstleister nicht mehr zur Verfügung standen, versichert der 
Insolvenzverwalter die Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen nicht. Wir haben unsere Be-
scheinigung demgemäß eingeschränkt. 



 

 

 

 3 | PROSAVUS | Erstellungsbericht 31.3.2013 | 12.009081-1515279 
  

3 Auftragsdurchführung 

3.1 Gegenstand des Auftrages 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang – aus der Buchführung und den zugrunde liegenden Unterlagen neu entwickelt. 

Daneben wurden wir damit beauftragt, durch Befragungen und analytische Beurteilungen die 
uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise auf ihre Plausibilität hin zu beurteilen. 
Der Insolvenzverwalter der Gesellschaft ist verantwortlich für  

– die Buchführung, 

– die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrecht-
lichen Vorschriften und 

– die uns erteilten Auskünfte. 

Entsprechend haben wir Entscheidungsvorgaben zur Ausübung von Wahlrechten und bedeut-
samen Ermessensspielräumen von der Geschäftsführung eingeholt.  

Unsere Aufgabe ist es, aufgrund der von uns durchgeführten Arbeiten mit einer gewissen 
Sicherheit zu beurteilen, ob Umstände bekannt geworden sind, die gegen die Ordnungsmäßig-
keit der uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise in allen für den Jahres-
abschluss wesentlichen Belangen sprechen. 

Die Erstellung des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2012/2013 war nicht Gegenstand des 
Erstellungsauftrages. 

3.2 Durchführung des Auftrages 

Wir haben unsere Arbeiten in Übereinstimmung mit dem IDW Standard: Grundsätze für die 
Erstellung von Jahresabschlüssen (IDW S 7) durchgeführt. 

Danach umfasst unser Auftrag zur Erstellung des Jahresabschlusses die Entwicklung der Bilanz 
und der Gewinn- und Verlustrechnung aus den uns vorgelegten Belegen, Büchern und Be-
standsnachweisen unter Vornahme erforderlicher Abschlussbuchungen und unter Berücksich-
tigung der erteilten Auskünfte sowie der eingeholten Vorgaben zu den anzuwendenden Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden. Weiterhin umfasst der Auftrag die Anfertigung des 
zugehörigen Anhangs. 
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Art und Umfang unserer erforderlichen Arbeiten haben wir in unseren Arbeitspapieren festge-
halten. Wir haben die Arbeiten (mit Unterbrechungen) in den Monaten Juni bis August 2017 bis 
zum 23. August 2017 durchgeführt.  

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erteilt worden. Der Insolvenzverwal-
ter hat uns die Vollständigkeit des Jahresabschlusses nicht bestätigt.  

Die Ordnungsmäßigkeit der uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, an deren 
Zustandekommen wir nicht mitgewirkt haben, in allen für den Jahresabschluss wesentlichen 
Belangen liegt in der Verantwortung des Insolvenzverwalters. In diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, dass umfangreiche Unterlagen der Gesellschaft durch die Staatsanwalt-
schaft beschlagnahmt wurden und der bislang in der Gesellschaft für die Erstellung der Buch-
haltung und der Jahresabschlüsse zuständige Vorstand, seine Mitarbeiter sowie externe Dienst-
leister nicht mehr zur Verfügung standen. Der Insolvenzverwalter der Gesellschaft hat uns die 
Vollständigkeit der in der Gesellschaft vorhandenen und uns vorgelegten Unterlagen nicht be-
stätigt.  

Wir haben daher mangels anderer Anhaltspunkte die Vollständigkeit, soweit dies möglich und 
aufgrund des Umfanges vertretbar war, plausibilisiert, um systematische Fehler soweit wie 
möglich ausschließen zu können. Im Einzelnen haben wir die Vollständigkeit anhand der vorlie-
genden Gutachten vom Insolvenzverwalter plausibilisiert. 

Auf der Grundlage unserer Plausibilisierung kann nicht abschließend beurteilt werden, welche 
Auswirkungen sich aus den noch in der Schwebe befindlichen Rechtsstreitigkeiten (Aktiv- und 
Passivprozesse) der Gesellschaft für den Jahresabschluss ergeben. 

Im Rahmen unserer Plausibilitätsbeurteilung haben wir zunächst die hinsichtlich Ansatz und Be-
wertungsfragen kritischen Sachverhalte, die zur Nichtigkeit des Jahresabschlusses geführt ha-
ben, gewürdigt. Darüber hinaus haben wir aufgrund der uns zum Erstellungszeitpunkt vorlie-
genden Erkenntnisse über das insgesamt nicht tragfähige Geschäftsmodell der Gesellschaft 
und deren Auswirkungen auf die Darstellung der Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft 
zum Stichtag auch sämtliche weiteren Bilanzansätze einer Plausibilisierung auf der Grundlage 
vorgelegter Bücher, Unterlagen und Belege unterzogen. Mit der Ausnahme, dass uns eine Voll-
ständigkeitserklärung nicht erteilt worden ist, sind uns keine Umstände bekannt geworden, die 
gegen die Ordnungsmäßigkeit der uns vorgelegten Unterlagen sprechen. 

Eine Plausibilisierung beschränkt sich in erster Linie auf erteilte Auskünfte sowie analytische 
Beurteilungen und bietet deshalb nicht die durch eine Prüfung erreichbare Sicherheit. Aufgrund 
der immanenten Grenzen einer Plausibilitätsbeurteilung besteht darüber hinaus ein gegenüber 
der Prüfung höheres Risiko, dass selbst wesentliche Fehler, rechtswidrige Handlungen oder 
andere Unregelmäßigkeiten nicht aufgedeckt werden. 



 

 

 

 5 | PROSAVUS | Erstellungsbericht 31.3.2013 | 12.009081-1515279 
  

4 Wesentliche Aussagen zum Jahres-
abschluss 

Die Gesellschaft ist eine große Kapitalgesellschaft i. S. d. § 267 Abs. 3 HGB.  

Aufgrund des Beschlusses über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sowie der beim Ober-
landesgericht Dresden anhängigen Verfahren zur Feststellung der Nichtigkeit der Vorjahresab-
schlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2013 (AZ: 8 U 89/16, AZ: 8 U 
1086/16 sowie AZ: 8 U 804/17) wurde bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und 
Schulden nicht mehr von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit ausgegangen. 

Weiterhin hat die Staatsanwaltschaft auf der Grundlage der durch die Deloitte GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft erfolgten Untersuchungen über die Tragfähigkeit des Geschäfts-
modells der Infinus-Gruppe für den Zeitraum Dezember 2010 bis März 2012 die Erkenntnis er-
langt, dass bis auf den Immobilienbereich in keiner Geschäftssparte in der Unternehmens-
Gruppe positive Renditen erzielt wurden. 

Danach wurden entgegen den Angaben in den Prospekten und dem registerlichen Geschäfts-
zweck durch die Gesellschaft überwiegend keine gebrauchten Versicherungspolicen vermittelt 
bzw. übernommen und wie angegeben „in der Regel bis zum Vertragsende“ weitergeführt, 
sondern im Zeitraum von ein bis vier Jahren unter Inkaufnahme von Verlusten verwertet. Wei-
terhin wurden fondsgebundene Eigenpolicen mit hohen Volumina mit einer Laufzeit von in der 
Regel 30 Jahren abgeschlossen. Diese sog. Eigenpolicen wurden durch verbundene Unterneh-
men bzw. durch diesen nahe stehende Personen an die Gesellschaft vermittelt. Um die monat-
lichen Beiträge der abgeschlossenen Versicherungen bedienen zu können, begab die Gesell-
schaft Genussrechte mit einer Verzinsung zwischen 6,0 und 7,4 % p. a. und Laufzeiten von 
mindestens fünf Jahren. Die gegenüber den Anlegern versprochenen Renditen konnten aus 
dem Abschluss und Halten der Lebensversicherungen weder der Höhe nach noch innerhalb der 
Laufzeiten der Genussrechte erwirtschaftet werden.  

Ferner hat die Unternehmensgruppe ab dem Jahr 2011 Edelmetallsparpläne (insbesondere 
Goldsparpläne) mit zwei in Österreich ansässigen Anbietern (protected Noble Metals GmbH 
und Terra Premium GmbH) abgeschlossen, die eine Laufzeit von 30 Jahren vorsahen, ein fest-
gelegtes Investitionsvolumen hatten und bei denen eine 12%ige Gebühr (die sich zusammen 
setzt aus 6 % Einrichtungsgebühr sowie 6 % Kleinmengenzuschlag) auf die Gesamtsparsum-
me bereits bei Abschluss des Sparplans fällig wurde. Zudem waren die Gebühren mit Vertrags-
abschluss angefallen und unwiederbringlich im Fall der Beitragsfreistellung bzw. vorzeitigen Be-
endigung der Sparverträge. Ferner wurden entgegen der Absicht, die Ansparverträge über die 
Vertragslaufzeit von 30 Jahren zu halten, aus Liquiditätsgründen bereits im Folgejahr Goldbe-
stände aus einzelne Sparverträge unter Inkaufnahme von Verlusten veräußert. Infolge der vorab 
anfallenden Gebühren sowie der nicht signifikant steigenden Edelmetallkurse waren keine po-
sitiven Renditen aus den Sparverträgen zu erwarten. 
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5 Schlussbemerkung über die Erstellung mit 
Plausibilitätsbeurteilungen 

An die PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG), Dresden 

Wir haben auftragsgemäß den in der Anlage 1 beigefügten Jahresabschluss – bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – der PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 
2012: Future Business PLUS AG), Dresden, für das Geschäftsjahr vom 1. April 2012 bis 
31. März 2013 unter Beachtung der deutschen handelsrechtlichen Vorschriften neu erstellt. 
Grundlage für die Erstellung waren der durch die Hauptversammlung der Gesellschaft am 
11. September 2013 festgestellte Jahresabschluss zum 31. März 2013, die geänderten Vorjah-
resabschlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2012 für die beim Oberlan-
desgericht Dresden Verfahren zur Feststellung der Nichtigkeit der Vorjahresabschlüsse (AZ: 8 
U 89/16, AZ: 8 U 1086/16 sowie AZ: 8 U 804/17) anhängig sind, sowie die uns vorgelegten 
Belege, Bücher und Bestandsnachweise, die wir auftragsgemäß nicht geprüft, wohl aber auf 
Plausibilität beurteilt haben, sowie die uns erteilten Auskünfte. Die Buchführung sowie die Auf-
stellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung des Insolvenzverwalters der Gesellschaft. 

Wir haben unseren Auftrag unter Beachtung des IDW Standards: Grundsätze für die Erstellung 
von Jahresabschlüssen (IDW S7) durchgeführt. Dieser umfasst die Entwicklung der Bilanz und 
der Gewinn- und Verlustrechnung sowie des Anhangs auf Grundlage der Buchführung und des 
Inventars sowie der Vorgaben zu den anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den. Zur Beurteilung der Plausibilität der uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnach-
weise, an deren Zustandekommen wir nicht mitgewirkt haben, haben wir Befragungen und 
analytische Beurteilungen vorgenommen, um mit einer gewissen Sicherheit auszuschließen, 
dass diese nicht ordnungsgemäß sind. 

Mit der Ausnahme, dass uns eine Vollständigkeitserklärung nicht erteilt worden ist, sind uns 
keine Umstände bekannt geworden, die gegen die Ordnungsmäßigkeit der uns vorgelegten 
Unterlagen und des auf dieser Grundlage von uns erstellten Jahresabschlusses sprechen. 

Diese Bescheinigung ist zu Informationszwecken an die PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 
2012: Future Business PLUS AG), Dresden, gerichtet und darf in keinem anderen Zusammen-
hang als zur Unterrichtung der Geschäftsführung sowie gegenüber Gerichten und Behörden 
verwendet werden. Insbesondere ist eine Offenlegung dieser Bescheinigung gegenüber Drit-
ten oder ihre Verwendung in Verkaufsprospekten oder anderen gleichartigen öffentlichen Do-
kumenten oder Medien ausgeschlossen. Dritte im Sinne dieser Regelungen sind nicht die Gläu-
biger der Gesellschaft sowie Anfechtungsgegner im Rahmen des Insolvenzverfahrens. 
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Anlage 1 

Jahresabschluss 

zum 31. März 2013 

1.1 Bilanz 

1.2 Gewinn- und Verlustrechnung 

1.3 Anhang 



PROSAVUS AG i. Ins. 

(bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG), Dresden

Bilanz zum 31. März 2013

A k t i v a

EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich�erworbene�Konzessionen,�gewerbliche�

Schutzrechte�und�ähnliche�Rechte�und�Werte�sowie�

Lizenzen�an�solchen�Rechten�und�Werten 256.245,50 865,00

II. Sachanlagen

1. Grundstücke,�grundstücksgleiche�Rechte�und�

Bauten�einschließlich�der�Bauten�auf�fremden

Grundstücken 20.539.708,48 16.245.245,59

2. Andere�Anlagen,�Betriebs-�und�Geschäfts-

ausstattung 103.017,00 120.892,00

3. Geleistete�Anzahlungen�und�Anlagen�im�Bau 10.000,00 20.652.725,48 39.965,26 16.406.102,85

III. Finanzanlagen

1. Anteile�an�verbundenen�Unternehmen 3,00 2,00

2. Wertpapiere�des�Anlagevermögens 1,00 1,00

3. Sonstige�Ausleihungen 242.799,11 242.803,11 242.799,11 242.802,11

21.151.774,09 16.649.769,96

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Immobilienbestand 5.513.196,09 1.611.199,17

2. Gold-�und�Edelmetalle 1.321.398,39 645.888,16

3. Lebens-�und�Rentenversicherungspolicen 48.100.800,00 54.935.394,48 44.544.180,47 46.801.267,80

II. Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände

1. Forderungen�aus�Lieferungen�und�Leistungen 2.374.571,42 809.968,42

2. Forderungen�gegen�verbundene�Unternehmen 2,00 1,00

3. Forderungen�gegen�Unternehmen,�mit�denen

ein�Beteiligungsverhältnis�besteht 2,00 2,00

4. Sonstige�Vermögensgegenstände 12.650.629,58 15.025.205,00 9.484.941,71 10.294.913,13

III. Sonstige Wertpapiere 7.225.000,00 0,00

IV. Kassenbestand und Guthaben bei

Kreditinstituten 7.980.738,72 4.787.721,91

85.166.338,20 61.883.902,84

C. Rechnungsabgrenzungsposten 90.141,21 59.722,82

106.408.253,50 78.593.395,62

31.03.2013 31.03.2012
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P a s s i v a

EUR EUR EUR EUR

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 2.000.000,00 1.000.000,00

II. Kapitalrücklage 50.000,00 50.000,00

III. Gewinnrücklagen

1. Gesetzliche�Rücklage 33.097,68 33.097,68

2. Andere�Gewinnrücklagen 709.976,72 743.074,40 709.976,72 743.074,40

IV. Genussrechtskapital 63.278.273,06 17.787.043,08

V. Bilanzverlust -1.834.866,47 -2.275.901,76

64.236.480,99 17.304.215,72

B. Rückstellungen

1. Steuerückstellungen 523.442,00 0,00

2. Sonstige�Rückstellungen 2.001.545,99 2.376.199,95

2.524.987,99 2.376.199,95

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten�gegenüber�Kreditinstituten 18.497.086,75 15.735.996,35

2. Verbindlichkeiten�aus�Lieferungen�und�Leistungen 769.759,84 642.699,66

3. Verbindlichkeiten�gegenüber�verbundenen

Unternehmen 11.967.607,63 2.733.968,16

4. Sonstige�Verbindlichkeiten 8.412.330,30 39.790.762,53

–�davon�aus�Steuern�EUR�19.771,82

���(i.�Vj.�EUR�17.479,47)�–

–�davon�im�Rahmen�der�sozialen�Sicherheit

���EUR�0,00�(i.�Vj.�EUR�0,00)�– 39.646.784,52 58.903.426,70

D. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 9.553,25

106.408.253,50 78.593.395,62

31.03.2013 31.03.2012
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PROSAVUS AG i. Ins.

(bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG), Dresden

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit 

vom 1. April 2012 bis 31. März 2013

EUR EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 72.142.743,97 33.082.832,98

2. Sonstige�betriebliche�Erträge 3.310.095,20 1.507.305,57

3. Aufwendungen�für�bezogene�Leistungen -699.681,24 -517.210,37

4. Personalaufwand

a) Löhne�und�Gehälter -691.678,46 -540.830,49

b) Soziale�Abgaben�und�Aufwendungen�für�

Altersversorgung�und�für�Unterstützung -64.494,43 -756.172,89 -64.331,82 -605.162,31

–�davon�für�Altersversorgung�EUR�64.494,43�

���(i.�Vj.�EUR�64.331,82)�–

5. Abschreibungen

a) auf�immaterielle�Vermögensgegenstände�des�

��� Anlagevermögens�und�Sachanlagen -495.856,45 -420.410,45

b) auf�Vermögensgegenstände�des�Umlauf-

�� vermögens,�soweit�diese�die�in�der�Kapitalgesell-

schaft�üblichen�Abschreibungen�überschreiten -10.457.600,97 -10.953.457,42 -6.165.951,13 -6.586.361,58

6. Sonstige�betriebliche�Aufwendungen�� -47.472.593,40 -40.538.162,57

7. Erträge�aus�anderen�Wertpapieren�und

Ausleihungen�des�Finanzanlagevermögesn 219.600,00 190.800,00

8. Sonstige�Zinsen�und�ähnliche�Erträge 2.350.678,86 2.842.077,12

9. Abschreibungen�auf�Finanzanlagen -2.191.999,00 -192.000,00

10. Zinsen�und�ähnliche�Aufwendungen��� -3.938.713,29 -3.815.454,62

11. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit   12.010.500,79 -14.631.335,78

12. Außerordentliche�Erträge 353.355,00 345.190,00

13. Außerordentliches�Ergebnis 353.355,00 345.190,00

14. Steuern�vom�Einkommen�und�vom�Ertrag -2.411.436,73 0,00

15. Sonstige�Steuern -346,00 -230,72

16. Jahresüberschuss (i.Vj. Jahresfehlbetrag) 9.952.073,06 -14.286.376,50

17. Verlustvortrag�aus�dem�Vorjahr -2.275.901,76 -1.451.865,88

18. Gewinnausschüttung -50.000,00 -50.000,00

19. Wiederauffüllung�(i.�Vj.�Entnahme)�des�Genuss-

rechtskapital -9.461.037,77 13.512.340,62

20. Bilanzverlust -1.834.866,47 -2.275.901,76

2012/2013 2011/2012
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PROSAVUS AG i. Ins. (bis 25. April 2012:  
Future Business PLUS AG), Dresden 

Anhang für das Geschäftsjahr 2012/2013 

A. Allgemeine Angaben und Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden 

1. Allgemeine Angaben 

Durch Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 14. November 2013 (AZ: 532 IN 2258/13) ist 
das vorläufige Insolvenzverfahren eingeleitet bzw. am 1. April 2014 das Insolvenzverfahren über 
das Vermögen der Gesellschaft eröffnet worden. 

Zum Insolvenzverwalter wurde Herr Rechtsanwalt Frank-Rüdiger Scheffler bestellt. 

Gegen die Vorjahresabschlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2012 sind 
beim Oberlandesgericht Dresden Verfahren zur Feststellung der Nichtigkeit anhängig (AZ: 8 U 
89/16, AZ: 8 U 1086/16 sowie AZ: 8 U 804/17). Wesentlicher Grund für die Nichtigkeit der ur-
sprünglichen Jahresabschlüsse sind Verstöße gegen Bewertungsvorschriften und die sich hie-
raus ergebenden wesentlichen Auswirkungen auf die Jahresergebnisse der Gesellschaft in den 
bestrittenen Geschäftsjahren sowie auch im zum 31. März 2013 endenden Geschäftsjahr. 

Der neu erstellte Jahresabschluss enthält einzelne Posten, deren Ausweis und Bewertung mit 
den ursprünglich Zahlen bzw. Vorjahreszahlen nicht vergleichbar sind. Die Unterschiede werden 
aus Gründen der Übersichtlichkeit unter B. bei den betreffenden Positionen erläutert. 

2. Angabe und Erläuterung von nicht vergleichbaren Vorjahreszahlen – Aufstellung 
unter Non-Going-Concern Gesichtspunkten 

Der ursprüngliche Jahresabschluss wurde unter Annahme der Unternehmensfortführung auf-
gestellt. 

Zum Zeitpunkt der Neuerstellung bestehen erhebliche Zweifel an einer dauerhaften Fortfüh-
rungsmöglichkeit der Gesellschaft. 
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Auf der Grundlage der durch die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erfolgten 
Untersuchungen über die Tragfähigkeit des Geschäftsmodells der Infinus-Gruppe für den Zeit-
raum Dezember 2010 bis März 2012 hat die Staatsanwaltschaft die Erkenntnis erlangt, dass bis 
auf den Immobilienbereich in keiner Geschäftssparte in der Unternehmens-Gruppe positive 
Renditen erzielt wurden. 

Danach wurden im Geschäftsjahr entgegen den Angaben in den Prospekten und dem regis-
terlichen Geschäftszweck durch die Gesellschaft überwiegend keine gebrauchten Versiche-
rungspolicen vermittelt bzw. übernommen und wie angegeben „in der Regel bis zum Ver-
tragsende“ weitergeführt, sondern im Zeitraum von ein bis vier Jahren unter Inkaufnahme 
von Verlusten verwertet. Weiterhin wurden fondsgebundene Eigenpolicen mit hohen Volu-
mina mit einer Laufzeit von in der Regel 30 Jahren abgeschlossen. Diese sog. Eigenpolicen 
wurden durch verbundene Unternehmen bzw. durch diesen nahe stehende Personen an die 
Gesellschaft vermittelt. Um die monatlichen Beiträge der abgeschlossenen Versicherungen be-
dienen zu können, begab die Gesellschaft Genussrechte mit einer Verzinsung zwischen 6,0 und 
7,4 % p. a. und Laufzeiten von mindestens fünf Jahren. Die gegenüber den Anlegern verspro-
chenen Renditen konnten aus dem Abschluss und Halten der Lebensversicherungen weder 
der Höhe nach noch innerhalb der Laufzeiten der Genussrechte erwirtschaftet werden.  

Weiterhin hat die Gesellschaft ab dem Jahr 2011 Edelmetallsparpläne (insbesondere Goldspar-
pläne) mit zwei in Österreich ansässigen Anbietern (protected Noble Metals GmbH und Terra 
Premium GmbH) abgeschlossen, die eine Laufzeit von 30 Jahren vorsahen, ein festgelegtes 
Investitionsvolumen hatten und bei denen eine 12%ige Gebühr (die sich zusammen setzt aus 
6 % Einrichtungsgebührt sowie 6 % Kleinmengenzuschlag) auf die Gesamtsparsumme bereits 
bei Abschluss des Sparplans fällig wurde. Die Gebühren wurden auch im Fall, dass keine Zah-
lungen der Gesellschaft an die Anbieter erfolgt oder der Vertrag beitragsfrei gestellt oder vor-
zeitig beendet wurde, nicht zurück erstattet. Zum Bilanzstichtag wurde diese von der Gesell-
schaft im Voraus entrichteten Gebühren als Anschaffungsnebenkosten zusammen mit den 
ebenfalls aktivierten Edelmetallbeständen unter der Bilanzposition „Sachanlagen: andere Anla-
gen, Betriebs- und Geschäftsausstattung“ ausgewiesen. 

Die Gebührenvereinbarung über 12 % auf die Gesamtinvestitionssumme wurde flankiert durch 
eine Provisionsvereinbarung zwischen weiteren Unternehmen der Unternehmensgruppe mit 
den Anbietern der Goldsparpläne, wonach die Anbieter einen Betrag in Höhe von 11,9 % der 
Gesamtinvestitionssumme als Vermittlungsprovision an diese Unternehmen entrichtet hatte. 
Damit verblieb bei den Anbietern der Goldsparpläne eine Marge von lediglich 0,1 %. Gleichzeitig 
wurde eine sog. Kickback-Vereinbarung zwischen den vermittelnden Unternehmen der Unter-
nehmensgruppe und den Anbietern getroffen, wonach bei jedem tatsächlich getätigten Gold-
kauf innerhalb des Sparplans eine verdeckte Gebühr in Form von um 4 % gegenüber dem 
Marktpreis für Gold erhöhten Anschaffungskosten für die Anleger fällig wurde.  

Infolge der vorab anfallenden Gebühr von 12 % sowie der beim jeweiligen Goldankauf anfallen-
den verdeckten Gebühr von 4 % waren auch aufgrund der nicht signifikant steigenden Edelme-
tallkurse keine positiven Renditen aus den Goldsparverträgen zu erwarten. Zudem wurden auf-
grund des Liquiditätsbedarfs der Gesellschaft entgegen der bekanntgegebenen Absicht, die 
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Goldsparverträge über eine Laufzeit von 30 Jahren anzusparen, bereits im Folgejahr einzelne 
angesparte Goldbestände unter Inkaufnahme von Verlusten veräußert.  

Auch die positiven Renditen aus dem im Vergleich zu dem übrigen Geschäft der Gesellschaft 
zu vernachlässigenden Immobilienbereich (Gesamtbuchwert der Immobilien von TEUR 16.245 
zum 31. März 2012) reichten nicht aus, um die den Anlegern zugesagten Renditen zu erwirt-
schaften. 

Zur Generierung der notwendigen Erträge und damit Darstellung der gegenüber den Anlegern 
versprochenen Renditen wurden bei der Gesellschaft u. a. Provisionsforderungen aktiviert, die 
aus der Vermittlung von sog. Eigenverträgen großvolumiger fondsgebundener Lebensversiche-
rungen an andere Gesellschaften in der Unternehmensgruppe resultieren. Jedoch waren die 
ratierlich vereinnahmten Provisionszahlungen jeweils rechtlich selbstständige Teilprovisionszah-
lungen, die jeweils erst mit Zahlung der jeweiligen Prämie durch den Versicherungsnehmer zur 
Entstehung gelangen. 

Dem ständig steigenden Liquiditätsbedarf zur Erfüllung der erforderlichen Prämienzahlung so-
wie Zinszahlungen wurde insbesondere damit Rechnung getragen, dass teilweise kurz nach 
dem Neuabschluss von fondsgebundenen Eigenpolicen Teilrückkäufe getätigt und die neu ab-
geschlossenen Policen damit wirtschaftlich entwertet wurden.  

Außer in dem vom Volumen her vernachlässigbaren Immobilienbereich gelang es der Gesell-
schaft auch in den Folgejahren nicht, ein nachhaltiges ertragbringendes Geschäftsmodell auf-
zubauen und damit freie Liquidität für den laufenden Geschäftsbetrieb und Investitionen zu er-
wirtschaften. Die erforderliche Liquidität konnte nur durch Neuemissionen gesichert werden, 
die wiederum zu neuen und aus den Geschäftsbereichen nicht erwirtschaftbaren Zinslasten 
führten. 

Grundsätzlich ist bei der Aufstellung eines Jahresabschlusses gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB 
von der Fortführung des Unternehmens auszugehen, wenn nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten dem entgegenstehen. Unter Berücksichtigung der vorgenannten Erkenntnisse 
liegen der Fortführung entgegenstehende Gegebenheiten vor, sodass der Grundsatz der Be-
wertungsstetigkeit in diesen Fällen nicht gelten kann. Ein Festhalten am Fortführungsgrundsatz 
in dem neu zu erstellenden Jahresabschluss hätte zu einem insgesamt fehlerhaften Ausweis 
der Vermögens- und Ertragslage der Gesellschaft geführt. 

Für die Beurteilung der Anwendbarkeit des Fortführungsgrundsatzes sind grundsätzlich allein 
die Verhältnisse am Abschlussstichtag, somit zum 31. März 2013, maßgebend. Soweit allerd-
ings zwischen dem Stichtag und dem Abschluss der Aufstellung des Jahresabschlusses 
Umstände eintreten, die als solche nach den Verhältnissen am Stichtag zwar nicht vorhersehbar 
waren (wertbegründende Ereignisse), die aber zu einem Wegfall der Fortführungsannahme 
führen, ist der Wegfall auf alle zu diesem Zeitpunkt noch nicht aufgestellten Jahresabschlüsse 
zurückzubeziehen, d. h., dass das Stichtagsprinzip (§ 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB) für die Beurteilung 
der Annahme der Unternehmensfortführung nicht gilt (vgl. IDW RS HFA 17 Tz. 25 i. V. m. IDW 
PS 270 Tz. 8, 31 und 48; Beck Bil-Komm., 10. Aufl., § 252 Anm. 12 m.w.N.). Dies gilt unabhän-
gig davon, wann der Jahresabschluss aufgestellt wird, d. h. unabhängig davon, ob seit dem 
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Abschlussstichtag das Unternehmen mehr als zwölf Monate fortbestanden hat oder nicht (vgl. 
IDW PS 270 Tz. 8). Dieser Auffassung des Berufsstands liegt die Überlegung zugrunde, 
dass der Wegfall der Fortführungsannahme so tiefgreifend auf das Zahlenwerk des han-
delsrechtlichen Jahresabschlusses wirkt, dass bei einer ausschließlichen Berichterstattung 
im Anhang im Rahmen der Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Abschlussstichtag 
(§ 285 Nr. 33 HGB) die hieraus resultierenden Bilanzierungs- und Bewertungskonsequenzen 
für die Adressaten nicht ausreichend transparent werden (vgl. Beck Bil-Komm., 10. Aufl., 
§ 252 Anm. 12 m.w.N.). Insofern liegt in diesem Fall eine begründete Ausnahme/Durchbre-
chung des Stichtagsprinzips gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 2 HGB vor. 

Unabhängig von der mittlerweile eingetretenen Insolvenz und den damit vorgenannten 
beschriebenen Konsequenzen wäre aus unserer Sicht auch schon zum Zeitpunkt 31. März 
2013 nicht von der Fortführung des Geschäftsbetriebs auszugehen gewesen, weil in der 
wirtschaftlichen Betrachtung der gesamten Unternehmensgruppe kein nachhaltiges ertrags-
bringendes Geschäftsmodell existierte. 

3. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Aufgrund des Beschlusses über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens sowie der beim Ober-
landesgericht Dresden anhängigen Verfahren wegen Nichtigkeit der Vorjahresabschlüsse zum 
31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2012 (AZ: 8 U 89/16, AZ: 8 U 1086/16 sowie AZ: 
8 U 804/17) wurde bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden nicht mehr 
von der Fortführung der Unternehmenstätigkeit ausgegangen. 

Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskos-
ten, vermindert um Abschreibungen, oder zum niedrigeren beizulegenden Wert bewertet. Im 
Hinblick auf die auch über den Bilanzstichtag hinaus erfolgte betriebliche Nutzung und in 
Anbetracht der untergeordneten Größenordnung für den neu zu erstellenden Jahresabschluss 
wurden der bisherige Ansatz und die Bewertung fortgeführt. 

Das Sachanlagevermögen ist zu Anschaffungskosten, vermindert um Abschreibungen oder 
zum niedrigeren beizulegenden Wert, bewertet. Für die unter den Sachanlagen ausgewiesene 
Betriebs- und Geschäftsausstattung wurden ebenfalls im Hinblick auf die auch über den Bi-
lanzstichtag erfolgte betriebliche Nutzung und in Anbetracht der untergeordneten Größenord-
nung für den neu zu erstellenden Jahresabschluss der bisherige Ansatz und die Bewertung 
fortgeführt. 

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten oder zum niedrigeren beizulegenden 
Wert bewertet. 

Die Vorräte sind zu Anschaffungskosten oder zum niedrigeren beizulegenden Wert bewertet. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind mit dem Nennbetrag bewertet. Er-
kennbare Einzelrisiken werden durch Einzelwertberichtigungen berücksichtigt. 

Die Wertpapiere des Umlaufvermögens sind zu Anschaffungskosten oder zum niedrigeren 
beizulegenden Wert bewertet. 
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Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bewertet. 

Das gezeichnete Kapital ist zum Nennwert angesetzt. 

Die Rückstellungen sind nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung für alle erkennbaren 
Risiken und für ungewisse Verbindlichkeiten mit ihrem Erfüllungsbetrag bemessen. 

Die Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag passiviert. 

Gegenüber der ursprünglichen Bilanzierung abweichende Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden 

Die in der Vergangenheit üblichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden wie in den 
geänderten Jahresabschlüssen zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie zum 31. März 2012 
im Hinblick auf den Wegfall der Going-Concern Annahme geändert. Die sich hieraus ergeben-
den Änderungen sind in den Erläuterungen der einzelnen Posten unter B. beschrieben. 

Der Methodenwechsel war mit Blick auf die sachgerechte Darstellung der tatsächlichen 
wirtschaftlichen Gegebenheiten notwendig. Die Gegebenheiten lagen bereits bei den geänder-
ten Jahresabschlüssen zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 31. März 2012 vor und werden 
voraussichtlich auch in den Folgejahren vorliegen. Ohne den vorgenommenen Methodenwech-
sel würde der Jahresabschluss zu falschen Aussagen über die Lage des Unternehmens führen. 
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B. Erläuterungen zur Bilanz 

1. Anlagevermögen 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens im Jahr 2012/2013 ist in der An-
lage zum Anhang dargestellt. 

1.1 Finanzanlagen 

1.1.1. Anteile an verbundenen Unternehmen 

Anteile an verbundenen Unternehmen  EUR 3,00 

 Vorjahr EUR 2,00 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Fubus Plus 1. Vermögensverwaltungs GmbH 1,00 

ecoConsort AG 1,00 

valueConsort AG 1,00 

31. März 2013 3,00 

  

 

 EUR 

Bilanzansatz zum 1. April 2012 2,00 

Zugänge 2.000.000,00 

Abschreibungen -1.999.999,00 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 2,00 

  

Aufgrund des insgesamt nicht tragfähigen Geschäftsmodells der Unternehmens-Gruppe und 
mangels eines eigenständigen Geschäftes der Tochtergesellschaften waren die zum 31. März 
2013 bestehenden Beteiligungen an verbundenen Unternehmen unter Non-Going-Concern Ge-
sichtspunkten bereits zum Vorjahresstichtag vollständig wertzuberichtigen. 
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1.1.2. Wertpapiere des Anlagevermögens 

Wertpapiere des Anlagevermögens  EUR 1,00 

 Vorjahr EUR 1,00 

    

Die Wertpapiere des Anlagevermögens beinhalteten zum Stichtag 31. März 2013 Genuss-
rechte der Fubus Business KG aA in Höhe von EUR 1.600.000,00. Aufgrund der weiter oben 
ausgeführten Non-Going-Concern Gesichtspunkte und des ebenfalls für die Fubus Business KG 
aA zum 1. April 2014 eröffneten Insolvenzverfahrens ist nicht mit einer Rückzahlung zu rech-
nen. 

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Bilanzansatz zum 1. April 2012 1,00 

Zugänge 192.000,00 

Abschreibungen -192.000,00 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 1,00 

  

 

1.1.3. Sonstige Ausleihungen 

Sonstige Ausleihungen  EUR 242.799,11 

 Vorjahr EUR 242.799,11 

    

 

Ausgewiesen werden die von den Versicherungen einbehaltenen Stornoreserven. 
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2. Vorräte 

2.1. Gold- und Edelmetalle 

Gold- und Edelmetalle  EUR 1.321.398,39 

 Vorjahr EUR 645.888,16 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Bilanzansatz zum 1. April 2012 645.888,16 

Zugänge 3.960.456,00 

Abgänge -1.208.825,77 

Wertberichtigung -2.076.120,00 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 1.321.398,39 

  

Der Bestand an Gold- und Edelmetallen enthält zum Abschlussstichtag die bereits im Vorjahres-
abschluss vom Anlagevermögen ins Umlaufvermögen umgegliederten physisch vorhandenen 
Gold- und Edelmetallbestände.  

Die Gesellschaft hat ab dem Jahr 2011 mit zwei in Österreich ansässigen Anbietern (protected 
Noble Metals GmbH und Terra Premium GmbH) Edelmetallsparpläne (insbesondere Goldspar-
pläne) abgeschlossen. Die Verträge sahen eine Laufzeit von 30 Jahren vor und hatten ein fest-
gelegtes Investitionsvolumen. Bereits bei Abschluss der Verträge wurde eine 12%ige Gebühr 
(die sich zusammen setzt aus 6 % Einrichtungsgebührt sowie 6 % Kleinmengenzuschlag) auf 
die Gesamtsparsumme fällig. Die Gebühren wurden auch im Fall, dass keine Zahlungen der 
Gesellschaft an die Anbieter erfolgte oder der Vertrag beitragsfrei gestellt oder vorzeitig been-
det wurden, nicht zurück erstattet.  

Von der Gesellschaft wurden die im Voraus entrichteten Gebühren als Anschaffungsnebenkos-
ten zusammen mit den ebenfalls aktivierten Edelmetallbeständen unter der Bilanzposition 
„Sachanlagen: andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung“ ausgewiesen.  

Anschaffungsnebenkosten sind gemäß § 255 Abs. 1 HGB jedoch nur insoweit zu aktivieren, 
soweit sie einem konkreten Anschaffungsvorgang zuordenbar sind. Im Fall der vorliegenden 
Sparpläne erfolgte der Edelmetallkauf in Raten, so dass die im Voraus gezahlten Gebühren nicht 
zuordenbar sind. Zudem waren die Gebühren mit Vertragsabschluss angefallen und unwieder-
bringlich im Fall der Beitragsfreistellung bzw. vorzeitigen Beendigung der Sparverträge. 

Zudem wurden entgegen der Absicht, die Ansparverträge über die Vertragslaufzeit von 30 Jah-
ren zu halten, aus Liquiditätsgründen bereits im Folgejahr Goldbestände aus einzelne Sparver-
träge unter Inkaufnahme von Verlusten veräußert.  
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Die Wertberichtigung zu den Gold- und Edelmetallbeständen war somit auf den Wert des phy-
sisch vorhandenen Bestandes und somit des niedrigeren beizulegenden Wert vorzunehmen. 

2.2. Lebens- und Rentenversicherungspolicen 

Lebens- und Rentenversicherungspolicen  EUR 48.100.800,00 

 Vorjahr EUR 44.544.180,47 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Bilanzansatz zum 1. April 2012 44.544.180,47 

Zugänge 52.469.068,97 

Abgänge -49.346.402,73 

Wertaufholung 433.953,29 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 48.100.800,00 

  

Der Bestand an Lebensversicherungspolicen enthält zum Abschlussstichtag klassische Le-
bens- und Rentenversicherungen sowie fondsgebundene Lebensversicherungen, die be-
reits im geänderten Jahresabschluss zum 31. März 2010 vom Anlagevermögen in das Umlauf-
vermögen umzugliedern waren. 

Gemäß § 247 Abs. 2 HGB kommt ein Ausweis von Vermögensgegenständen im Anlagevermö-
gen nur dann in Betracht, wenn diese dazu bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbetrieb zu 
dienen. Grundsätzlich kommt der Zweckbestimmung des Bilanzierenden entscheidendes Ge-
wicht zu. Diese subjektive Zwecksetzung kann allerdings nur dann gelten, wenn sie unter Be-
rücksichtigung der rechtlichen, wirtschaftlichen und tatsächlichen Umstände plausibel er-
scheint. Die Absicht und die Fähigkeit, die erworbenen Versicherungsverträge bis zum Ablauf 
zu bedienen, und die Differenzierung zu anderen Policen, für die Erfahrungen aus der Vergan-
genheit vorlagen, hätten dokumentiert werden müssen. Diese Forderung nach einer Dokumen-
tation der Zulässigkeit der Bilanzierungsentscheidung ergibt sich auch aus der analogen Anwen-
dung des IDW RS VFA 2 (IDW Stellungnahme zur Rechnungslegung: Auslegung des § 341b 
HGB, der als Spezialnorm für Versicherungsunternehmen das für alle Kaufleute geltende Vor-
sichtsprinzips nach § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB a. F. und damit allgemeine Grundsätze wiedergibt). 
Eine derartige Dokumentation liegt nicht vor. Aus dem bisherigen Anlageverhalten sowie dem 
nicht tragfähigen Geschäftsmodell ist im Gegenteil sogar davon auszugehen, dass weder die 
Absicht noch die Fähigkeit bestanden, die erworbenen Policen bis zum Laufzeitende fortzufüh-
ren. 

Zudem wurden vorliegend die bisher dem Anlagevermögen zugeordneten Lebensversiche-
rungsverträge abweichend von ihrer Zweckbestimmung, dauerhaft dem Geschäftsbetrieb zu 
dienen, durch die kurze Verweildauer von nur ein bis max. vier Jahren und die Umschlagshäu-
figkeit ihrer bisherigen Widmung entzogen (BFH vom 26.11.1974, VIII R 61-62/73). 
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Die Rückkaufswerte der klassischen Lebens- und Rentenversicherungsverträge lagen bereits 
bei deren Erwerb unter den Anschaffungskosten, da regelmäßig Kaufpreise über dem Rück-
kaufwert entrichtet wurden. Unter Berücksichtigung des im Emissionsprospekt aufgeführte An-
lagezieles, die Verträge bis zu ihrem Ablauf zu bedienen und im Bestand zu halten, würden 
Rückkaufwerte aufgrund der vereinbarten Garantieverzinsung zwischen 2,75 und 4,2 % per-
spektivisch die Anschaffungskosten übersteigen. Vorliegend wurden die Verträge jedoch nach 
einer kurzen Haltedauer von unter einem Jahr bis max. vier Jahre unter Inkaufnahme von Ver-
lusten verwertet. Insoweit sind diese Verträge aufgrund der kurzen Haltedauer im Umlaufver-
mögen auszuweisen und auf den niedrigeren beizulegenden Rückkaufwert abzuwerten. 

Weiterhin waren die fondsgebundenen Lebensversicherungen ebenfalls auf den niedrigeren 
beizulegenden Fondswert abzuwerten. Die insbesondere aus Eigenverträgen resultierenden 
großvolumigen fondsgebundenen Lebensversicherungsverträge wurden zwar formal länger 
aufrechterhalten, um über die Laufzeit der Provisionszahlung an verbundene Unternehmen den 
weiteren Geldfluss an diese darstellen zu können und dort eine Abwertung der aktivierten For-
derungen zu verhindern. Allerdings wurden die Versicherungen vor Ablauf von 5 Jahren wirt-
schaftlich dadurch entwertet, dass mindestens einmal jährlich Teilrückkäufe in Höhe von 90 % 
des Fondwertes erfolgten und damit die Lebensversicherungsverträge nicht langfristig unter Ver-
folgung einer nachhaltigen Anlageabsicht finanziell bedient wurden. 

3. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

3.1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  EUR 2.374.571,42 

 Vorjahr EUR 809.968,42 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Forderungen aus ratierlichen Provisionen 33.314.743,47 

Wertberichtigung -31.172.832,62 

 2.141.910,85 

Weitere Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  232.660,57 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 2.374.571,42 

  

Die Wertberichtigung der Provisionsforderungen war vorzunehmen, da die betreffenden ratier-
lichen Provisionen zum Bilanzstichtag noch nicht entstanden waren. Die Provisionen resultieren 
aus der Vermittlung von sog. Eigenverträgen an andere Gesellschaften in der Unternehmens-
gruppe und werden auf Grundlage der mit der Uniqua/FinanceLife im Juli 2009 vereinbarten 
Courtagezusage vereinnahmt. Die ratierlich vereinnahmten Provisionszahlungen waren jeweils 
rechtlich selbständige Teilprovisionszahlungen, die jeweils erst mit Zahlung der jeweiligen Prä-
mie durch den Versicherungsnehmer zur Entstehung gelangten. Dies hat zur Folge, dass die 
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Gesellschaft diese Zahlungen ausschließlich zum Entstehungszeitpunkt (z. B. monatlich im Zu-
sammenhang mit der Prämienzahlung) hätte erfassen dürfen. Da der Anspruch für die jeweilige 
(monatliche) Teilprovision erst mit der jeweiligen (monatlichen) Prämienzahlung entstand (Be-
dingung), durfte die Gesellschaft die Provision nicht bereits im Zeitpunkt der ersten Prämien-
zahlung des Versicherungsnehmers in voller Höhe (Gesamtprovision) aktivieren. Mit der vorma-
ligen Aktivierung der (abgezinsten) Gesamtprovision zum Zeitpunkt der ersten Prämienzahlung 
liegt ein Verstoß gegen das Realisationsprinzip vor (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB). 

 

3.2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 

Forderungen gegen verbundene Unternehmen  EUR 2,00 

 Vorjahr EUR 1,00 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Darlehen FuBus Plus 1. Vermögensverwaltungs GmbH 5.014.546,92 

Wertberichtigung -5.014.545,92 

 1,00 

Darlehen valueConsort AG 4.625.000,00 

Wertberichtigung -4.624.999,00 

 1,00 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 2,00 

  

Aufgrund der weiter oben ausgeführten Non-Going-Concern Gesichtspunkte und des ebenfalls 
für die FuBus PLUS 1. Vermögensverwaltungs GmbH und für die valueConsort AG zum 1. April 
2014 eröffneten Insolvenzverfahrens ist nicht mit einer Rückzahlung zu rechnen. 
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3.3. Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 

Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein 
Beteiligungsverhältnis besteht  EUR 2,00 

 Vorjahr EUR 2,00 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Future Business KGaA  

Darlehen 219.600,00 

Wertberichtigung -219.599,00 

 1,00 

Rückzahlung Verzinsung Genussrechte 2009/2010; 2010/2011 2.692.668,08 

Wertberichtigung -2.692.667,08 

 1,00 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 2,00 

  

Aufgrund der weiter oben ausgeführten Non-Going-Concern Gesichtspunkte und des ebenfalls 
für die Future Business KGaA zum 1. April 2014 eröffneten Insolvenzverfahrens ist nicht mit 
einer Rückzahlung zu rechnen. 

Aufgrund der vorgenommenen Wertberichtigungen diverser Vermögensgegenstände ergibt 
sich zum Bilanzstichtag kein Jahresüberschuss. Folglich schuldete die Gesellschaft nach den 
Genussscheinbedingungen keine Basisverzinsung und keine Übergewinnverzinsung an ihre Ge-
nussrechtsgläubiger. Insoweit war eine Forderung aus der unrechtmäßigen Zahlung in Höhe 
von EUR 0,00 (i. Vj. EUR 1.167.828,08) zu aktivieren. Aufgrund der zum Aufstellungszeitpunkt 
bestehenden ungewissen Durchsetzungswahrscheinlichkeit wurde die Forderung vollständig 
wertberichtigt. 
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3.4. Sonstige Vermögensgegenstände 

Sonstige Vermögensgegenstände  EUR 12.650.629,58 

 Vorjahr EUR 9.484.941,71 

    

Zusammensetzung per 31. März 2013: 

 EUR 

Rückzahlung Verzinsung Genussrechte 2009/2010; 2010/2011, 2011/2012 12.808.616,97 

Wertberichtigung -12.808.615,97 

 1,00 

Körperschaft- und Gewerbesteuerrückforderungen 8.102.872,40 

Kurzdarlehen Infinus AG 3.800.000,00 

Sonstige 747.756,18 

Bilanzansatz zum 31. März 2013 12.650.629,58 

  

Aufgrund der vorgenommenen Wertberichtigungen diverser Vermögensgegenstände ergibt 
sich zum Bilanzstichtag kein Jahresüberschuss. Folglich schuldete die Gesellschaft nach den 
Genussscheinbedingungen keine Basisverzinsung und keine Übergewinnverzinsung an ihre Ge-
nussrechtsgläubiger. Insoweit war eine Forderung aus der unrechtmäßigen Zahlung in Höhe 
von EUR 6.468.953,47 (i. Vj. EUR 3.344.791,88) zu aktivieren. Aufgrund der zum Aufstellungs-
zeitpunkt bestehenden ungewissen Durchsetzungswahrscheinlichkeit wurde die Forderung 
vollständig wertberichtigt. 

4. Eigenkapital 

4.1. Gezeichnetes Kapital 

Das Grundkapital ist eingeteilt in 2.000.000 Stück (i. Vj. 1.000.000 Stück) den Namen lautenden 
Aktien im Nennbetrag von je EUR 1,00. 

Die Hauptversammlung hat am 25. April 2012 die Kapitalerhöhung durch Ausgabe von 
1.000.000 Stück auf den Namen lautende Aktien ohne Nennwert beschlossen. 
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4.2. Genussrechtskapital 

Das Genussrechtskapital hat sich wie folgt entwickelt: 

 EUR 

Genussrechtskapital 31. März 2012 17.787.043,08 

Ausgabe von neuem Genussrechtskapital 43.085.492,21 

Rückzahlungen von Genussrechtskapital -7.055.300,00 

Wiederauffüllung 9.461.037,77 

Genussrechtskapital zum 31. März 2013 63.278.273,06 

  

4.3. Bilanzverlust 

 EUR 

Bilanzverlust 31. März 2012 -2.275.901,76 

Ausschüttung -50.000,00 

Jahresüberschuss 2012/2013 9.952.073,06 

Wiederauffüllung des Genussrechtskapital -9.461.037,77 

Bilanzverlust zum 31. März 2013 -1.834.866,47 

  

5. Rückstellungen 

Die Steuerrückstellungen beinhalten mit TEUR 431 (i. Vj. TEUR 0) die Gewerbesteuer 2013 und 
mit TEUR 92 (i. Vj. TEUR 0) die Körperschaftsteuer und den Solidaritätszuschlag 2013. 

Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Beträge für ausstehende Provisio-
nen mit TEUR 1.371 (i. Vj. TEUR 1.548), für Provisionsstornohaftung mit TEUR 281 (i. Vj. 
TEUR 592) sowie Jahresabschlusskosten mit TEUR 221 (i. Vj. TEUR 180).  
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6. Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten haben folgende Restlaufzeiten: 

  Restlaufzeit 

 Gesamt 
bis zu einem 

Jahr 
von einem bis 
zu fünf Jahre 

über fünf 
Jahre 

 TEUR TEUR TEUR TEUR 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 18.497 486 2.134 15.877 

(Vorjahr) (15.736) (224) (3.289) (12.223) 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 770 770 0 0 

(Vorjahr) (642) (642) (0) (0) 

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen 
Unternehmen 11.968 11.968 0 0 

(Vorjahr) (2.734)) (2.734)) (0) (0) 

Sonstige Verbindlichkeiten 8.412 189 279 7.944 

(Vorjahr) (39.791) (34.697) (114) (4.980) 

 39.647 13.413 2.413 23.821 

(Vorjahr) (58.903) (38.297) (3.403) (17.203) 

     

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen mit TEUR 11.583 (i. Vj. 
TEUR 2.318) Verbindlichkeiten gegenüber der ecoConsort AG sowie mit TEUR 385 (i. Vj. 
TEUR 416) Verbindlichkeiten gegenüber der FuBus PLUS 1. Vermögensverwaltungs GmbH. 

Die sonstigen Verbindlichkeiten wurden um Zinsverbindlichkeiten aus Genussrechten des Ge-
schäftsjahres in Höhe von EUR 10.287.689,58 vermindert. 
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C. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die außerordentlichen Erträge in Höhe von EUR 353.355,00 betreffen die Ausbuchung von Agio 
auf Genussrechte aufgrund Auszahlung. 

Außerplanmäßige Abschreibungen auf die Vermögensgegenstände des Finanzanlagevermö-
gens wurden insgesamt in Höhe von EUR 2.191.999,00 vorgenommen. 

Außerplanmäßige Abschreibungen auf die Vermögensgegenstände des Umlaufvermögens 
wurden insgesamt in Höhe von EUR 10.457.600,97 vorgenommen. 

Die Wertaufholung zu den Forderungen aus ratierlichen Provisionen in Höhe von 
EUR 6.122.537,46 wurde in den betreffenden Umsatzerlösen des Geschäftsjahres ausgewie-
sen, da die vormalige Darstellung der Geschäftsvorfälle in dieser Position erfasst wurde. 

Die Wertaufholung zu den Lebens- und Rentenversicherungspolicen in Höhe von 
EUR 433.953,29 sowie die Wertberichtigung zu den Gold- und Edelmetallbeständen in Höhe 
von EUR 2.076.120,00 wurde mit den betreffenden Beträgen innerhalb der sonstigen betriebli-
chen Aufwendungen verrechnet, da die vormalige Darstellung der Geschäftsvorfälle in dieser 
Position erfasst wurde. 

Aufgrund der vorgenommenen Wertberichtigungen auf Vermögensgegenstände des Finanzan-
lagevermögens, der Wertberichtigungen zu den Renten- und Lebensversicherungspolicen, zu 
den Goldsparplänen, zu den ratierlichen Provisionsforderungen sowie zu den Forderungen ge-
gen verbundene Unternehmen und Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis be-
steht, ergibt sich kein Jahresüberschuss zum Bilanzstichtag. Folglich schuldete die Gesellschaft 
nach den Genussscheinbedingungen keine Basisverzinsung und keine Übergewinnverzinsung 
an ihre Genussrechtsgläubiger. Insoweit war der Zinsaufwand in Höhe von EUR 10.287.689,58 
in der Gewinn- und Verlustrechnung entsprechend zu korrigieren. 

D. Sonstige Angaben 

1. Mitarbeiter  

Im Geschäftsjahr waren durchschnittlich 8 Arbeitnehmer beschäftigt. 

2. Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Zum Bilanzstichtag bestehen keine sonstigen finanziellen Verpflichtungen. 



 

 

 

  Anlage 1.3/17 | 12.009081-1515279 
 

3. Zusammensetzung der Organe 

Als Vorstand waren im Geschäftsjahr bestellt: 

– Herr Jörg Biehl, Versicherungsmakler, Dresden 

– Herr Marco Fleischer, Kaufmann, Parthenstein – ab 25. Oktober 2013 bis 10. September 
2014  

Im Geschäftsjahr setzte sich der Aufsichtsrat der Gesellschaft wie folgt zusammen: 

– Herr Siegfried Bullin, Rechtsanwalt (Vorsitzender) 

– Herr Frank Quester, Dipl.-Bauingenieur (stellvertretender Vorsitzender) – bis 25. April 2012 

– Herr Dr. Andreas Reich, Arzt  

– Herr Tino Görtz, Kaufmann (stellvertretender Vorsitzender) – ab 26. April 2012 

Mit Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 14. November 2013 wurde zum vorläufigen In-
solvenzverwalter (ab 1. April 2014 zum Insolvenzverwalter) bestellt: 

– Herr Rechtsanwalt Frank-Rüdiger Scheffler, Caspar-David-Friedrich-Str. 6, 01219 Dresden 

4. Angaben zu Unternehmen, an denen ein Anteilsverhältnis von 20 % oder mehr 
besteht 

Zum Bilanzstichtag ist für diese Gesellschaften Folgendes auszuweisen: 

 

Anteil am  
Stammkapital/ 
Grundkapital Eigenkapital 

Ergebnis des 
letzten Ge-

schäftsjahres 
2013 

 TEUR % TEUR TEUR 

FuBus Plus 1. Vermögensverwaltungs GmbH, 
Dresden 500 100 409 95 

ecoConsort AG, Dresden 1.000 100 2.924 1.210 

valueConsort AG, Dresden 2.000 100 4.864 2.864 

     

 

Dresden, den 23. August 2017 

 

 

Rechtsanwalt Frank-Rüdiger Scheffler 
Insolvenzverwalter 



PROSAVUS AG i. Ins. 

(bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG), Dresden

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2012/2013

Um-

01.04.2012 Zugänge Abgänge buchungen 31.03.2013

EUR EUR EUR EUR EUR

Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich�erworbene�Konzessionen,�

gewerbliche�Schutzrechte�und�ähnliche

Rechte�und�Werte�sowie�Lizenzen

an�solchen�Rechten�und�Werten 10.403,81 274.726,96 0,00 0,00 285.130,77

II. Sachanlagen

1. Grundstücke,�grundstücksgleiche�Rechte

und�Bauten�einschließlich�der�Bauten�

auf�fremden�Grundstücken 17.712.384,60 9.213.795,84 4.942.119,40 29.965,26 22.014.026,30

2. Andere�Anlagen,�Betriebs-�und

Geschäftsausstattung 155.795,32 7.909,00 0,00 0,00 163.704,32

3. Geleistete�Anzahlungen�und�Anlagen

im�Bau 39.965,26 0,00 0,00 -29.965,26 10.000,00

17.908.145,18 9.221.704,84 4.942.119,40 0,00 22.187.730,62

III. Finanzanlagen

1. Anteile�an�verbundenen�Unternehmen 1.825.000,00 2.000.000,00 0,00 0,00 3.825.000,00

2. Wertpapiere�des�Anlagevermögens 1.408.000,00 192.000,00 0,00 0,00 1.600.000,00

3. Sonstige�Ausleihungen 242.799,11 0,00 0,00 0,00 242.799,11

3.475.799,11 2.192.000,00 0,00 0,00 5.667.799,11

21.394.348,10 11.688.431,80 4.942.119,40 0,00 28.140.660,50

Anschaffungs- und Herstellungskosten

�12.009081-1515279



Buchwerte

Abschrei-  

bungen des 

Geschäfts-

01.04.2012 jahres Abgänge 31.03.2013 31.03.2013 31.03.2012

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

9.538,81 19.346,46 0,00 28.885,27 256.245,50 865,00

1.467.139,01 450.725,99 443.547,18 1.474.317,82 20.539.708,48 16.245.245,59

34.903,32 25.784,00 0,00 60.687,32 103.017,00 120.892,00

0,00 0,00 0,00 0,00 10.000,00 39.965,26

1.502.042,33 476.509,99 443.547,18 1.535.005,14 20.652.725,48 16.406.102,85

1.824.998,00 1.999.999,00 0,00 3.824.997,00 3,00 2,00

1.407.999,00 192.000,00 0,00 1.599.999,00 1,00 1,00

0,00 0,00 0,00 0,00 242.799,11 242.799,11

3.232.997,00 2.191.999,00 0,00 5.424.996,00 242.803,11 242.802,11

4.744.578,14 2.687.855,45 443.547,18 6.988.886,41 21.151.774,09 16.649.769,96

Kumulierte Abschreibungen

Anlage zum Anhang
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Rechtliche Grundlagen 

Firma PROSAVUS AG i. Ins.  
(bis 25. April 2012: Future Business PLUS AG) 

Sitz Dresden 

Gesellschaftsvertrag Es gilt die Satzung in der Fassung vom 3. September 2012. 

Handelsregister Die Gesellschaft ist seit dem 19. April 2006 im Handelsre-
gister des Amtsgerichts Dresden unter der Nummer 
HRB 24537 eingetragen.  

Gegenstand Tätigkeit als Versicherungs- und Immobilienmakler, insbe-
sondere das Vermitteln von Versicherungen aller Art, insbe-
sondere die Vermittlung und Verwertung kapitalbildender 
einschließlich fondsgebundener Versicherungen sowie Wei-
terverkauf an Dritte, die Vermittlung und Verwertung sowie 
Projektentwicklung von Immobilien, die Verwaltung eigenen 
Vermögens einschließlich der Übernahme von Geschäftsbe-
sorgungen von branchengleichen Unternehmen sowie art-
verwandte Tätigkeiten. 

Geschäftsjahr 1. April bis 31. März 

Gezeichnetes Kapital Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt  
EUR 2.000.000,00 und ist voll eingezahlt. 

Das Grundkapital ist in 2.000.000 Stück auf den Namen lau-
tende Aktien ohne Nennwert (Namensstückaktien) einge-
teilt. Die Aktionäre im Einzelnen werden in einem 
Aktienbuch geführt. 

Größe der Gesellschaft Die Gesellschaft ist im Sinne des § 267 Abs. 3 HGB eine 
große Kapitalgesellschaft. 

Geschäftsführer Zum Vorstand waren bestellt: 
– Herr Jörg Biehl, Dresden 

– Herr Marco Fleischer, Kaufmann, Parthenstein – ab 
25. Oktober 2013 bis 10. September 2014  

Mit Beschluss des Amtsgerichts Dresden vom 14. Novem-
ber 2013 wurde zum vorläufigen Insolvenzverwalter (ab 
1. April 2014 zum Insolvenzverwalter) bestellt: 
– Herr Rechtsanwalt Frank-Rüdiger Scheffler,  

Caspar-David-Friedrich-Str. 6, 01219 Dresden 
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Aufsichtsrat Der Aufsichtsrat setzt sich im Berichtsjahr wie folgt zusam-
men: 

– Herr Siegfried Bullin, Rechtsanwalt (Vorsitzender) 

– Herr Frank Quester, Dipl.-Bauingenieur (stellvertretender 
Vorsitzender) –bis 25. April 2012 

– Herr Tino Görtz, Kaufmann (stellvertretender Vorsitzen-
der) – ab 26. April 2012 

– Herr Dr. Andreas Reich, Arzt  

Steuerliche Verhältnisse Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Dresden-Süd unter 
der Steuernummer 203/100/04198 (Steuernummer der 
Schuldnerin) bzw. Steuernummer 203/100/90051 (Steuer-
nummer der Masse) veranlagt. 

Insolvenz Mit Beschluss des Amtsgerichts Dresden 
(AZ: 532 IN 2258/13) vom 14. November 2013 ist das Insol-
venzeröffnungsverfahren über das Vermögen der Gesell-
schaft beschlossen worden. 

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens erfolgte am 1. April 
2014. 

Der ursprüngliche Jahresabschluss zum 31. März 2013 
wurde vom damaligen Vorstand aufgestellt, durch einen 
Wirtschaftsprüfer geprüft und in der Hauptversammlung der 
Gesellschaft am 3. September 2013 festgestellt. Eine Of-
fenlegung im Bundesanzeiger erfolgte bisher nicht. Auf-
grund der beim Oberlandesgericht Dresden anhängigen Ver-
fahren zur Feststellung der Nichtigkeit der 
Jahresabschlüsse zum 31. März 2010, 31. März 2011 sowie 
31. März 2012 hat uns der Insolvenzverwalter beauftragt, 
den Jahresabschluss zum 31. März 2013 neu zu erstellen. 

  

 



Anlage 3 

Allgemeine Auftrags-

bedingungen 
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